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Änderungsantrag zu VR-07 (V-103)

Von Zeile 188 bis 195:
Das Asylrecht, die Grund- und Menschenrechte zu verteidigen bedeutet im Kern,
geltendes Recht durchzusetzen und Menschen Zugang zu diesem Recht zu
ermöglichen. Das gilt an den Außengrenzen, in anderen EU-Staaten, es gilt aber
eben auch in Deutschland. Auf europäischer Ebene halten sich verschiedene EU-
Mitgliedsstaaten nicht an geltendes EU-Recht. Statt der vorgeschriebenen
Durchführung rechtsstaatlicher Verfahren werden Pushbacks durchgeführt.

Wir setzen uns dafür ein, dass Pushbacks an der EU-Ostgrenze zu Belarus und
Russland umgehend eingestellt werden. Die Instrumentalisierung von geflüchteten
Menschen durch autoritäre Staaten und insbesondere Russland verurteilen wir scharf.
Sie ist Teil der russischen Kampagne gegen das demokratische Europa. Es darf nicht
zugelassen werden, dass Menschen missbraucht werden, um Druck auf Staaten
auszuüben. Wir wollen alle Maßnahmen ausschöpfen, um dieser menschenunwürdigen
Praxis entgegenzutreten.

Das Asylrecht, die Grund- und Menschenrechte zu verteidigen bedeutet im Kern,
geltendes Recht durchzusetzen und Menschen Zugang zu diesem Recht zu
ermöglichen. Das gilt an den Außengrenzen, in anderen EU-Staaten, es gilt aber
eben auch in Deutschland. Auf europäischer Ebene halten sich verschiedene EU-
Mitgliedsstaaten nicht an geltendes EU-Recht. Statt der vorgeschriebenen
Durchführung rechtsstaatlicher Verfahren werden Pushbacks durchgeführt. Statt
Asylsuchenden ordentliche Perspektiven zu bieten, sorgen unwürdige Bedingungen
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